
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

"Handout zum Update Arbeitsrecht 

am 11. Februar 2014 

in der IHK Mittleres Ruhrgebiet, 

Ostring 30-32, 44787 Bochum" 
 

 

 

A. 

Die Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts: 

 

 

I. 

Entscheidung:  

 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 12. Dezember 2013 - 8 AZR 838/12 - 

 

1. 

Thema:  

 

Diskriminierung wegen Schwangerschaft - Entschädigung 

 

2. 

Merksatz: 

 

Wird unter Verstoß gegen das Mutterschutzgesetz einer schwangeren Arbeit-

nehmerin eine Kündigung erklärt, stellt dies eine Benachteiligung wegen des 

Geschlechts dar und kann einen Anspruch auf Entschädigung auslösen. 
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3. 

Sachverhalt: 

 

Die Klägerin sieht sich aufgrund ihres Geschlechts diskriminiert. Im Kleinbe-

trieb ihrer Arbeitgeberin galt zwar nicht das Kündigungsschutzgesetz, für die 

schwangere Klägerin bestand jedoch der besondere Kündigungsschutz des § 9 

MuSchG. Anfang Juli 2011 wurde aus medizinischen Gründen zudem ein Be-

schäftigungsverbot nach § 3 Abs. 1 MuSchG für die Klägerin ausgesprochen. 

Dem Ansinnen der Beklagten, dieses Beschäftigungsverbot nicht zu beachten, 

widersetzte sich die Klägerin. Am 14. Juli 2011 wurde festgestellt, dass ihre Lei-

besfrucht abgestorben war. Für den damit notwendig gewordenen Eingriff wurde 

die Klägerin auf den 15. Juli 2011 ins Krankenhaus einbestellt. Sie unterrichtete 

die Beklagte von dieser Entwicklung noch am 14. Juli 2011 und fügte hinzu, dass 

sie nach der Genesung einem Beschäftigungsverbot nicht mehr unterliegen wer-

de. Die Beklagte sprach umgehend eine fristgemäße Kündigung aus und warf 

diese noch am 14. Juli in den Briefkasten der Klägerin. Dort entnahm sie die 

Klägerin nach ihrer Rückkehr aus dem Krankenhaus am 16. Juli 2011. 

 

4. 

Rechtliche Würdigung: 

 

Der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts hat die Entscheidung des Landesar-

beitsgerichts, das der Klägerin eine Entschädigung in Höhe von 3.000,00 Euro 

zugesprochen hatte, bestätigt. Die Klägerin wurde wegen ihrer Schwangerschaft 

von der Beklagten ungünstiger behandelt und daher wegen ihres Geschlechtes 

benachteiligt, § 3 Abs. 1 Satz 2 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 

(AGG) in Verbindung mit § 1 AGG. Dies ergibt sich schon aus dem Verstoß der 

Beklagten gegen das Mutterschutzgesetz. Da Mutter und totes Kind noch nicht 

getrennt waren, bestand noch die Schwangerschaft im Zeitpunkt des Zugangs 

der Kündigung. Auch der Versuch, die Klägerin zum Ignorieren des Beschäfti-

gungsverbotes zu bewegen und der Ausspruch der Kündigung noch vor der 

künstlich einzuleitenden Fehlgeburt indizieren die ungünstigere Behandlung der 

Klägerin wegen ihrer Schwangerschaft. Der besondere, durch § 3 Abs. 1 AGG 

betonte Schutz der schwangeren Frau vor Benachteiligungen führt jedenfalls in 

einem Fall wie dem vorliegenden auch zu einem Entschädigungsanspruch nach 

§ 15 Abs. 2 AGG. Dies ist unabhängig von der Frage zu sehen, ob und inwieweit 

Kündigungen auch nach den Bestimmungen des AGG zum Schutz vor Diskrimi-

nierungen zu beurteilen sind. 
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II. 

Entscheidung:  

 

 Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 13. November 2013 - 10 AZR 848/12 - 

 

1. 

Thema:  

 

Sonderzahlung mit Mischcharakter - Stichtag 

 

2. 

Merksatz: 

Eine Sonderzahlung mit Mischcharakter, die jedenfalls auch Vergütung für be-

reits erbrachte Arbeitsleistung darstellt, kann in Allgemeinen Geschäftsbedin-

gungen nicht vom Bestand des Arbeitsverhältnisses am 31. Dezember des Jahres 

abhängig gemacht werden, in dem die Arbeitsleistung erbracht wurde. 

 

3. 

Sachverhalt: 

 

Die Parteien haben über einen Anspruch auf eine als „Weihnachtsgratifikation“ 

bezeichnete Sonderzahlung für das Jahr 2010 gestritten. Der Kläger war seit 

2006 bei der Beklagten, einem Verlag, als Controller beschäftigt. Er erhielt jähr-

lich mit dem Novembergehalt eine als Gratifikation, ab dem Jahr 2007 als Weih-

nachtsgratifikation bezeichnete Sonderzahlung in Höhe des jeweiligen Novem-

berentgelts. Die Beklagte übersandte jeweils im Herbst eines Jahres ein Schrei-

ben an alle Arbeitnehmer, in dem „Richtlinien“ der Auszahlung aufgeführt wa-

ren. In dem Schreiben für das Jahr 2010 hieß es ua., die Zahlung erfolge „an Ver-

lagsangehörige, die sich am 31.12.2010 in einem ungekündigten Arbeitsverhält-

nis“ befänden; Verlagsangehörige sollten für jeden Kalendermonat mit einer 

bezahlten Arbeitsleistung 1/12 des Bruttomonatsgehalts erhalten. Im Lauf des 

Jahres eintretende Arbeitnehmer erhielten die Sonderzahlung nach den Richtli-

nien anteilig. Das Arbeitsverhältnis des Klägers endete aufgrund seiner Kündi-

gung am 30. September 2010. Mit der Klage hat er anteilige (9/12) Zahlung der 

Sonderleistung begehrt. Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. 

 

4. 

Rechtliche Würdigung: 

 

Auf die Revision des Klägers hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts die 

Beklagte entsprechend dem Klageantrag zur Zahlung verurteilt. Die Sonderzah-

lung soll nach den Richtlinien einerseits den Arbeitnehmer über das Jahresende 

hinaus an das Unternehmen binden und damit die Betriebstreue belohnen, dient 

aber zugleich der Vergütung der im Laufe des Jahres geleisteten Arbeit. In derar-
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tigen Fällen sind Stichtagsregelungen wie die in den Richtlinien vereinbarte 

nach § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB unwirksam. Die Klausel benachteiligt den Kläger 

unangemessen. Sie steht im Widerspruch zum Grundgedanken des § 611 Abs. 1 

BGB, weil sie dem Arbeitnehmer bereits erarbeiteten Lohn entzieht. Der Vergü-

tungsanspruch wurde nach den Richtlinien monatlich anteilig erworben. An-

haltspunkte dafür, dass die Sonderzahlung Gegenleistung vornehmlich für Zei-

ten nach dem Ausscheiden des Klägers oder für besondere - vom Kläger nicht 

erbrachte - Arbeitsleistungen sein sollte, sind nicht ersichtlich. 

 

 

III. 

Entscheidung:  

 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 17. Oktober 2013 - 8 AZR 974/12 

 

1. 

Thema:  

 

Betriebsübergang - Verwirkung des Rechts zum Widerspruch nach § 613a Abs. 6 

BGB 

 

2. 

Merksatz: 

 

Verklagt ein Arbeitnehmer nach einem Betriebsübergang den Betriebserwerber 

auf Feststellung, dass zwischen ihnen ein Arbeitsverhältnis besteht, so kann er 

durch die Art und Weise der Prozessführung und Prozessbeendigung sein Recht 

zum Widerspruch gegen den Übergang seines Arbeitsverhältnisses gegenüber 

dem Betriebsveräußerer verwirken. 

 

3. 

Sachverhalt: 

 

Die Beklagte ist eine Catering-Firma, die 1996 den Betrieb einer Kantine über-

nommen hatte, in der der Kläger schon seit 1985 tätig war. Die Beklagte verlor 

den Catering-Auftrag zum 31. Dezember 2010 und informierte den Kläger dar-

über, dass sein Arbeitsverhältnis im Wege eines Betriebsübergangs nach § 613a 

Abs. 1 BGB auf einen anderen Caterer übergehen werde. Der Betriebserwerber 

bestritt jedoch einen Betriebsübergang, woraufhin ihn der Kläger auf Feststel-

lung eines Arbeitsverhältnisses verklagte. In diesem Prozess einigte sich der 

Kläger mit dem Betriebserwerber darauf, ein Betriebsübergang habe niemals 

stattgefunden, ein Arbeitsverhältnis zwischen ihnen habe nie bestanden. Der 

Betriebserwerber verpflichtete sich zur Zahlung von 45.000,00 Euro an den Klä-
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ger. Anschließend erklärte der Kläger gegenüber der Beklagten den Widerspruch 

nach § 613a Abs. 6 BGB. Er verlangt nunmehr von der Beklagten als Betriebs-

veräußerin die Feststellung eines Arbeitsverhältnisses und Annahmeverzugs-

lohn. 

 

4. 

Rechtliche Würdigung: 

 

Anders als das Arbeitsgericht hatte das Landesarbeitsgericht die Klage abgewie-

sen, weil der Kläger gegenüber der Beklagten sein Recht zum Widerspruch ver-

wirkt habe. Die Revision des Klägers blieb vor dem Achten Senat des Bundesar-

beitsgerichts ohne Erfolg. Es stellt einen die Verwirkung des Rechts zum Wider-

spruch begründenden Umstand dar, wenn ein Arbeitnehmer zunächst das Be-

stehen seines Arbeitsverhältnisses mit dem Betriebserwerber geltend macht und 

dann über diesen Streitgegenstand eine vergleichsweise Regelung trifft. Das gilt 

jedenfalls dann, wenn ein Betriebsübergang stattfand und das Arbeitsverhältnis 

des Arbeitnehmers tatsächlich auf den zunächst verklagten Betriebserwerber 

übergegangen ist. Nach einer vergleichsweisen Einigung mit dem Betriebser-

werber, durch welche der Bestand des Arbeitsverhältnisses geregelt wird, geht 

ein rechtsgestaltender Widerspruch des Arbeitnehmers gegen den Übergang 

seines "bereinigten" Arbeitsverhältnisses ins Leere. 

 

 

IV. 

Entscheidung:  

 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 29. August 2013 - 2 AZR 809/12 - 

 

1. 

Thema:  

 

Betriebsbedingte Kündigung - freier Arbeitsplatz im Ausland 

 

2. 

Merksatz: 

 

Die aus § 1 Abs. 2 KSchG folgende Verpflichtung des Arbeitgebers, dem Arbeit-

nehmer zur Vermeidung einer Beendigungskündigung ggf. im Wege der Ände-

rungskündigung eine Weiterbeschäftigung zu geänderten, möglicherweise auch 

zu erheblich verschlechterten Arbeitsbedingungen anzubieten, bezieht sich 

grundsätzlich nicht auf freie Arbeitsplätze in einem im Ausland gelegenen Be-

trieb des Arbeitgebers. Der Erste Abschnitt des Kündigungsschutzgesetzes ist 

gemäß § 23 Abs. 1 KSchG nur auf Betriebe anzuwenden, die in der Bundesrepub-
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lik Deutschland liegen. In diesem Sinne muss auch der Betriebsbegriff in § 1 

Abs. 2 Satz 1, Satz 2 KSchG verstanden werden. Ob dies der Berücksichtigung 

von Beschäftigungsmöglichkeiten im Ausland entgegensteht, falls der Arbeitge-

ber seinen Betrieb als Ganzen oder einen Betriebsteil unter Wahrung der Identi-

tät verlagert, war nicht zu entscheiden. 

 

3. 

Sachverhalt: 

 

Die Beklagte ist ein Unternehmen der Textilindustrie mit Sitz in Nordrhein-

Westfalen. Sie unterhält seit geraumer Zeit in der Tschechischen Republik eine 

Betriebsstätte, in der sie Verbandsstoffe herstellt. Die „Endfertigung“ der Stoffe 

erfolgte in einem am Sitz der Beklagten gelegenen Betrieb. In diesem war die 

Klägerin seit 1984 als Textilarbeiterin tätig. Im Juni 2011 beschloss die Beklagte, 

ihre gesamte Produktion in der tschechischen Betriebsstätte zu konzentrieren. In 

Deutschland sollte lediglich die Verwaltung nebst „kaufmännischem Bereich“ 

bestehen bleiben. Mit Blick hierauf erklärte die Beklagte gegenüber den an ih-

rem Sitz beschäftigten Produktionsmitarbeitern eine ordentliche Beendigungs-

kündigung. Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, die Kündigung sei sozial 

ungerechtfertigt. Die Beklagte habe ihr durch den Ausspruch einer Änderungs-

kündigung die Möglichkeit geben müssen, über einen Umzug zumindest nach-

zudenken. 

 

4. 

Rechtliche Würdigung: 

 

Die Kündigungsschutzklage blieb - wie in den Vorinstanzen - vor dem Zweiten 

Senat des Bundesarbeitsgerichts erfolglos. Aufgrund der Verlagerung der „End-

fertigung“ in die - mehrere hundert Kilometer von ihrem Sitz entfernte - tsche-

chische Betriebsstätte hatte die Beklagte keine Möglichkeit mehr, die Klägerin in 

einem inländischen Betrieb weiterzubeschäftigen. Umstände, unter denen aus-

nahmsweise eine Verpflichtung des Arbeitgebers zu erwägen wäre, Arbeitneh-

mer im Ausland weiterzubeschäftigen, lagen nicht vor. 
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V. 

Entscheidung:  

 

Bundesarbeitsgericht, Beschluss vom 9. Juli 2013 - 1 ABR 2/13 - 

 

 

1. 

Thema:  

 

Verfahrensfehlerhafter Betriebsratsbeschluss 

 

2. 

Merksatz: 

 

Der Erste Senat möchte die Auffassung vertreten, dass die Ladung zu einer Be-

triebsratssitzung ohne Mitteilung der Tagesordnung nicht zur Unwirksamkeit 

eines in dieser Betriebsratssitzung gefassten Beschlusses führt, wenn sämtliche 

Mitglieder des Betriebsrats rechtzeitig geladen sind, der Betriebsrat beschlussfä-

hig iSd. § 33 Abs. 2 BetrVG ist und die anwesenden Betriebsratsmitglieder ein-

stimmig beschlossen haben, über den Regelungsgegenstand des später gefassten 

Beschlusses zu beraten und abzustimmen. Nicht erforderlich ist, dass in dieser 

Sitzung alle Betriebsratsmitglieder anwesend sind. Damit weicht der Senat von 

der Rechtsprechung des Siebten Senats (10. Oktober 2007 - 7 ABR 51/06 -; 

28. Oktober 1992 - 7 ABR 14/92 -) ab. Der Erste Senat fragt deshalb nach § 45 

Abs. 3 Satz 1 ArbGG an, ob der Siebte Senat an seiner Rechtsauffassung festhält. 

 

3. 

Sachverhalt: 

 

Arbeitgeber und Betriebsrat streiten über die Wirksamkeit einer Betriebsverein-

barung über Torkontrollen, die der Vorgängerbetriebsrat mit dem Arbeitgeber 

abgeschlossen hat. Der neu gewählte Betriebsrat hält diese für unwirksam, weil 

sie das Persönlichkeitsrecht der Arbeitnehmer unverhältnismäßig beeinträchtige 

und verfahrensfehlerhaft zustande gekommen sei. Die Zustimmung zu der Be-

triebsvereinbarung sei in einer Betriebsratssitzung beschlossen worden, zu der 

ohne Mitteilung einer Tagesordnung geladen worden sei. Dieser Ladungsmangel 

habe trotz einer einstimmigen Beschlussfassung nicht geheilt werden können, 

weil nicht alle Betriebsmitglieder anwesend gewesen seien. Das Landesarbeits-

gericht hat auf Antrag des Betriebsrats festgestellt, dass diese Betriebsvereinba-

rung keine Rechtswirkung entfaltet. 
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4. 

Rechtliche Würdigung: 

 

Über die Rechtsbeschwerde der Arbeitgeberin kann noch nicht entschieden wer-

den. Zwar ist die Betriebsvereinbarung materiell wirksam, weil die darin gere-

gelten Torkontrollen das Persönlichkeitsrecht der Arbeitnehmer nicht unver-

hältnismäßig beeinträchtigen. Ob die gegen § 29 Abs. 2 Satz 3 BetrVG versto-

ßende Ladung zur Betriebsratssitzung ohne Mitteilung der Tagesordnung zur 

Unwirksamkeit des in der Betriebsratssitzung gefassten Beschlusses über die 

Zustimmung zur Betriebsvereinbarung führt, kann derzeit noch nicht entschie-

den werden. Nach bisheriger Rechtsauffassung des Ersten und Siebten Senats 

wäre dies der Fall, weil in der Betriebsratssitzung nicht sämtliche Betriebsrats-

mitglieder anwesend waren. Da der Erste Senat dieses Erfordernis aufgeben 

möchte, fragt er nach § 45 Abs. 3 Satz 1 ArbGG an, ob der Siebte Senat an seiner 

Rechtsauffassung festhält. 

 

 

VI. 

Entscheidung:  

 

Bundesarbeitsgericht, Beschluss vom 10. Juli 2013 - 7 ABR 91/11 - 

 

 

1. 

Thema:  

 

Einsatz von Leiharbeitnehmern - Zustimmungsverweigerung des Betriebsrats 

 

2. 

Merksatz:  

 

Der Betriebsrat des Entleiherbetriebs kann seine Zustimmung zum Einsatz von 

Leiharbeitnehmern verweigern, wenn diese dort nicht nur vorübergehend einge-

setzt werden sollen.  

 

3. 

Sachverhalt: 

 

Nach § 14 Abs. 3 Satz 1 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) ist der 

Betriebsrat eines Entleiherbetriebs vor der Übernahme eines Leiharbeitnehmers 

nach § 99 Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) zu beteiligen. Nach § 99 Abs. 2 

Nr. 1 BetrVG kann er seine Zustimmung zur Einstellung des Leiharbeitnehmers 

ua. dann verweigern, wenn diese gegen ein Gesetz verstößt. Verweigert ein Be-



 

 
Seite 9 

triebsrat seine Zustimmung, kann der Arbeitgeber nach § 99 Abs. 4 BetrVG beim 

Arbeitsgericht die gerichtliche Ersetzung der Zustimmung beantragen. In diesem 

Verfahren wird geprüft, ob die Zustimmungsverweigerung berechtigt ist. Maß-

geblich hierfür ist die zum Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung geltende 

Rechtslage. Ein Gesetz iSv. § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG ist auch § 1 Abs. 1 Satz 2 

AÜG in der seit dem 1. Dezember 2011 geltenden Fassung. Danach erfolgt die 

Überlassung von Arbeitnehmern an Entleiher „vorübergehend“. Die Bestimmung 

enthält nicht lediglich einen unverbindlichen Programmsatz, sondern untersagt 

die nicht nur vorübergehende Arbeitnehmerüberlassung. Sie dient zum einen 

dem Schutz der Leiharbeitnehmer. Zum andern soll sie auch die dauerhafte Auf-

spaltung der Belegschaft des Entleiherbetriebs in eine Stammbelegschaft und 

eine entliehene Belegschaft verhindern. Der Betriebsrat des Entleiherbetriebs 

kann daher seine Zustimmung zur Einstellung von Leiharbeitnehmern verwei-

gern, wenn diese im Entleiherbetrieb nicht nur vorübergehend beschäftigt wer-

den sollen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob und ggf. welche Rechtsfolgen 

sich aus einem Verstoß gegen § 1 Abs. 1 Satz 2 AÜG für das Rechtsverhältnis 

des einzelnen Leiharbeitnehmers zum Entleiher ergeben. 

 

4. 

Rechtliche Würdigung: 

 

Anders als in den Vorinstanzen hatte daher vor dem Siebten Senat des Bundes-

arbeitsgerichts der Antrag eines Arbeitgebers keinen Erfolg, die vom Betriebsrat 

verweigerte Zustimmung zur dauerhaften Einstellung einer Leiharbeitnehmerin 

gerichtlich zu ersetzen. Der Streitfall verlangte keine genaue Abgrenzung des 

Begriffs „vorübergehend“. Der Arbeitgeber beabsichtigte, die Leiharbeitnehmerin 

ohne jegliche zeitliche Begrenzung statt einer Stammkraft einzusetzen. Das ist 

jedenfalls nicht mehr „vorübergehend“. 

 

 

VII. 

Entscheidung:  

 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 20. Juni 2013 - 8 AZR 280/12 - 

 

1. 

Thema:  

 

Vertragliche Ausschlussklausel - Ausschluss der Haftung für Vorsatz 
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2. 

Merksatz: 

 

Eine zwischen den Parteien des Arbeitsvertrages vereinbarte Ausschlussfrist ist 

regelmäßig dahin auszulegen, dass sie nur die von den Parteien für regelungs-

bedürftig gehaltenen Fälle erfassen soll. Eine Anwendung auch für die Fälle, die 

durch gesetzliche Verbote oder Gebote geregelt sind, ist dagegen regelmäßig 

gerade nicht gewollt. 

 

3. 

Sachverhalt: 

 

Zwischen den Parteien bestand seit dem 1. September 2009 ein auf ein Jahr be-

fristetes Arbeitsverhältnis. Im schriftlichen Arbeitsvertrag hatten die Parteien 

eine Ausschlussfrist vereinbart, wonach alle beiderseitigen Ansprüche aus dem 

Arbeitsverhältnis und solche, die mit dem Arbeitsverhältnis in Verbindung ste-

hen, verfallen sollten, wenn sie nicht innerhalb von drei Monaten nach der Fäl-

ligkeit gegenüber der anderen Vertragspartei schriftlich erhoben werden. 

 

Die Klägerin war ab dem 16. November 2009 arbeitsunfähig krank. Anfang Feb-

ruar 2010 verständigten sich die Parteien auf eine Beendigung des Arbeitsver-

hältnisses zum 31. Mai 2010. Am 26. März 2010 unterrichtete die Klägerin die 

Arbeitgeberin darüber, dass sie gegen ihren Vorgesetzten Strafanzeige wegen 

Beleidigung und sexueller Belästigung gestellt habe. Mit einer am 30. August 

2010 beim Arbeitsgericht eingegangenen Klage machte die Klägerin erstmalig 

die Zahlung eines Schmerzensgeldes wegen „Mobbings“ geltend. 

 

4. 

Rechtliche Würdigung: 

 

Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Die Revision der Klägerin hatte 

vor dem Achten Senat des Bundesarbeitsgerichts Erfolg. Mit der von den Vo-

rinstanzen gegebenen Begründung durfte die Klage nicht abgewiesen werden. 

Anders als bei einer tarifvertraglichen Ausschlussfrist können die Parteien eines 

Arbeitsvertrages weder die Verjährung bei Haftung wegen Vorsatzes im Voraus 

durch Rechtsgeschäft erleichtern (§ 202 Abs. 1 BGB) noch die Haftung wegen 

Vorsatzes dem Schuldner im Voraus erlassen (§ 276 Abs. 3 BGB). Zudem haftet 

der Arbeitgeber bei Arbeitsunfällen und Berufsunfähigkeit ausschließlich bei 

Vorsatz, § 104 Abs. 1 SGB VII. Bei dieser klaren Gesetzeslage ist ohne besondere 

Anzeichen regelmäßig davon auszugehen, dass die Parteien des Arbeitsvertrages 

mit der Ausschlussklausel nicht auch Fragen der Vorsatzhaftung regeln wollten. 

Im Übrigen wäre auch bei anderem Auslegungsergebnis eine solche arbeitsver-

tragliche Klausel, anders als eine tarifvertragliche Normativbestimmung, un-
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wirksam. 

 

Der Senat hat die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung an das Lan-

desarbeitsgericht zurückverwiesen. Dieses wird zu klären haben, ob eine vor-

sätzliche Handlung der Arbeitgeberin und ihrer Erfüllungsgehilfen einen An-

spruch der Klägerin auf Schmerzensgeld wegen „Mobbings“ begründet. 

 

 

VIII. 

Entscheidung:  

 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 20. Juni 2013 - 6 AZR 805/11 – 

 

1. 

Thema:  

 

Bestimmtheit einer ordentlichen Kündigung - Kündigungsfrist 

 

2. 

Merksatz: 

 

Eine Kündigung muss bestimmt und unmissverständlich erklärt werden. Der 

Empfänger einer ordentlichen Kündigungserklärung muss erkennen können, 

wann das Arbeitsverhältnis enden soll. Regelmäßig genügt hierfür die Angabe 

des Kündigungstermins oder der Kündigungsfrist. Ausreichend ist aber auch ein 

Hinweis auf die maßgeblichen gesetzlichen Fristenregelungen, wenn der Erklä-

rungsempfänger hierdurch unschwer ermitteln kann, zu welchem Termin das 

Arbeitsverhältnis enden soll. 

 

3. 

Sachverhalt: 

Die Klägerin war seit 1987 bei der Schuldnerin als Industriekauffrau beschäftigt. 

Am 1. Mai 2010 wurde der Beklagte zum Insolvenzverwalter über das Vermögen 

der Schuldnerin bestellt. Bereits zuvor hatte die Geschäftsführung der Schuldne-

rin mit Zustimmung des Beklagten die vollständige Betriebsstilllegung beschlos-

sen und den Betriebsrat zur beabsichtigten Kündigung aller Arbeitsverhältnisse 

angehört. Mit Schreiben vom 3. Mai 2010 kündigte der Beklagte das Arbeitsver-

hältnis der Klägerin ordentlich „zum nächstmöglichen Zeitpunkt“. Das Kündi-

gungsschreiben führt im Weiteren aus, welche Kündigungsfristen sich aus § 622 

BGB ergeben und dass § 113 InsO eine Begrenzung der gesetzlichen, tariflichen 

oder arbeitsvertraglichen Kündigungsfrist auf drei Monate bewirke, sofern sich 

eine längere Frist ergebe. Mit ihrer Klage wendet sich die Klägerin gegen die 

Kündigung. 
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4. 

Rechtliche Würdigung: 

 

Die Vorinstanzen haben der Klage stattgegeben. Das Landesarbeitsgericht hat 

angenommen, die Kündigungserklärung sei bereits unbestimmt. Die Revision 

des Beklagten hatte vor dem Sechsten Senat des Bundesarbeitsgerichts Erfolg. 

Die Klage ist unbegründet. Das Arbeitsverhältnis hat mit Ablauf des 31. August 

2010 geendet. Die Kündigungserklärung ist ausreichend bestimmt. Die Klägerin 

konnte dem Kündigungsschreiben unter Berücksichtigung ihrer Betriebszugehö-

rigkeit entnehmen, dass § 113 InsO zu einer Begrenzung der Kündigungsfrist 

auf drei Monate führt, ihr Arbeitsverhältnis also zum 31. August 2010 enden 

sollte. Die Kündigung ist auch nicht aus anderen Gründen unwirksam. 

 

 

IX. 

Entscheidung:  

 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 14. Mai 2013 - 9 AZR 844/11 - 

 

1. 

Thema:  

 

Verzicht des Arbeitnehmers auf Urlaubsabgeltung 

 

2. 

Merksatz: 

 

Ist das Arbeitsverhältnis beendet und ein Anspruch des Arbeitnehmers gemäß 

§ 7 Abs. 4 BUrlG auf Abgeltung des gesetzlichen Erholungsurlaubs entstanden, 

kann der Arbeitnehmer auf diesen Anspruch grundsätzlich verzichten. Gemäß 

§ 13 Abs. 1 Satz 3 BUrlG kann von der Regelung in § 7 Abs. 4 BUrlG, wonach der 

Urlaub abzugelten ist, wenn er wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses ganz 

oder teilweise nicht mehr gewährt werden kann, zwar nicht zu Ungunsten des 

Arbeitnehmers abgewichen werden. Jedoch hindert diese Regelung nur einzel-

vertragliche Abreden, die das Entstehen von Urlaubsabgeltungsansprüchen aus-

schließen. Hatte der Arbeitnehmer die Möglichkeit, Urlaubsabgeltung in An-

spruch zu nehmen und sieht er davon ab, steht auch Unionsrecht einem Verzicht 

des Arbeitnehmers auf Urlaubsabgeltung nicht entgegen.  
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3. 

Sachverhalt: 

 

Die Beklagte kündigte am 26. November 2008 ihr Arbeitsverhältnis mit dem bei 

ihr als Lader beschäftigten und seit Januar 2006 arbeitsunfähigen Kläger or-

dentlich zum 30. Juni 2009. Im Kündigungsrechtsstreit regelten die Parteien am 

29. Juni 2010 in einem Vergleich ua., dass das Arbeitsverhältnis durch die Kün-

digung der Beklagten zum 30. Juni 2009 aufgelöst worden ist, die Beklagte an 

den Kläger eine Abfindung in Höhe von 11.500,00 Euro zahlt und mit Erfüllung 

des Vergleichs wechselseitig alle finanziellen Ansprüche aus dem Arbeitsver-

hältnis, gleich ob bekannt oder unbekannt und gleich aus welchem Rechtsgrund, 

erledigt sind. Mit einem Schreiben vom 29. Juli 2010 hat der Kläger von der Be-

klagten ohne Erfolg verlangt, Urlaub aus den Jahren 2006 bis 2008 mit 

10.656,72 Euro abzugelten. Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das 

Landesarbeitsgericht hat auf die Berufung des Klägers das Urteil des Arbeitsge-

richts teilweise abgeändert und die Beklagte zur Zahlung von Urlaubsabgeltung 

in Höhe von 6.543,60 Euro verurteilt. 

 

4. 

Rechtliche Würdigung: 

 

Die Revision der Beklagten hatte vor dem Neunten Senat des Bundesarbeitsge-

richts Erfolg und führte zur Wiederherstellung des Urteils des Arbeitsgerichts. 

Die Klage ist unbegründet. Die Erledigungsklausel im gerichtlichen Vergleich 

vom 29. Juni 2010 hat den mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses am 

30. Juni 2009 entstandenen Anspruch des Klägers auf Abgeltung des gesetzli-

chen Erholungsurlaubs erfasst. 

 

 

X. 

Entscheidung:  

 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 14. Mai 2013 - 9 AZR 844/11 - 

 

1.  
Thema: 

 

Verzicht des Arbeitnehmers auf Urlaubsabgeltung 

 

2. 

Merksatz: 

 

Ist das Arbeitsverhältnis beendet und ein Anspruch des Arbeitnehmers gemäß 

§ 7 Abs. 4 BUrlG auf Abgeltung des gesetzlichen Erholungsurlaubs entstanden, 
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kann der Arbeitnehmer auf diesen Anspruch grundsätzlich verzichten. Gemäß 

§ 13 Abs. 1 Satz 3 BUrlG kann von der Regelung in § 7 Abs. 4 BUrlG, wonach der 

Urlaub abzugelten ist, wenn er wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses ganz 

oder teilweise nicht mehr gewährt werden kann, zwar nicht zu Ungunsten des 

Arbeitnehmers abgewichen werden. Jedoch hindert diese Regelung nur einzel-

vertragliche Abreden, die das Entstehen von Urlaubsabgeltungsansprüchen aus-

schließen. Hatte der Arbeitnehmer die Möglichkeit, Urlaubsabgeltung in An-

spruch zu nehmen und sieht er davon ab, steht auch Unionsrecht einem Verzicht 

des Arbeitnehmers auf Urlaubsabgeltung nicht entgegen. 

 

3. 

Sachverhalt: 

 

Die Beklagte kündigte am 26. November 2008 ihr Arbeitsverhältnis mit dem bei 

ihr als Lader beschäftigten und seit Januar 2006 arbeitsunfähigen Kläger or-

dentlich zum 30. Juni 2009. Im Kündigungsrechtsstreit regelten die Parteien am 

29. Juni 2010 in einem Vergleich ua., dass das Arbeitsverhältnis durch die Kün-

digung der Beklagten zum 30. Juni 2009 aufgelöst worden ist, die Beklagte an 

den Kläger eine Abfindung in Höhe von 11.500,00 Euro zahlt und mit Erfüllung 

des Vergleichs wechselseitig alle finanziellen Ansprüche aus dem Arbeitsver-

hältnis, gleich ob bekannt oder unbekannt und gleich aus welchem Rechtsgrund, 

erledigt sind. Mit einem Schreiben vom 29. Juli 2010 hat der Kläger von der Be-

klagten ohne Erfolg verlangt, Urlaub aus den Jahren 2006 bis 2008 mit 

10.656,72 Euro abzugelten. Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das 

Landesarbeitsgericht hat auf die Berufung des Klägers das Urteil des Arbeitsge-

richts teilweise abgeändert und die Beklagte zur Zahlung von Urlaubsabgeltung 

in Höhe von 6.543,60 Euro verurteilt. 

 

4. 

Rechtliche Würdigung: 

 

Die Revision der Beklagten hatte vor dem Neunten Senat des Bundesarbeitsge-

richts Erfolg und führte zur Wiederherstellung des Urteils des Arbeitsgerichts. 

Die Klage ist unbegründet. Die Erledigungsklausel im gerichtlichen Vergleich 

vom 29. Juni 2010 hat den mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses am 

30. Juni 2009 entstandenen Anspruch des Klägers auf Abgeltung des gesetzli-

chen Erholungsurlaubs erfasst. 
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XI. 

Entscheidung:  

 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 12. März 2013 - 9 AZR 455/11 – 

 

1. 

Thema: 

 

Aufwendungsersatz für den Erwerb eines Schulbuchs 

 

2. 

Merksatz: 

 

Der Arbeitgeber hat einem Arbeitnehmer in entsprechender Anwendung von 

§ 670 BGB Aufwendungen zu ersetzen, die dieser in Bezug auf die Arbeitsaus-

führung gemacht hat, wenn die erbrachten Aufwendungen nicht durch das Ar-

beitsentgelt abgegolten sind und der Arbeitnehmer sie nach verständigem Er-

messen subjektiv für notwendig halten durfte. 

 

3. 

Sachverhalt: 

 

Der Kläger ist beim beklagten Land als Lehrer angestellt. Er hatte im Schuljahr 

2008/2009 in der fünften Klasse einer Hauptschule Mathematik zu unterrichten. 

Das beklagte Land stellte ihm das von der zuständigen Stelle für den Unterricht 

bestimmte Schulbuch zu Beginn des Schuljahres nicht zur Verfügung. Nachdem 

der Kläger bereits im Vorjahr das beklagte Land erfolglos aufgefordert hatte, ihm 

ein für den Unterricht erforderliches Schulbuch zu überlassen, und der Leiter 

der Hauptschule die Überlassung des für den Mathematikunterricht benötigten 

Schulbuchs aus der Schulbibliothek abgelehnt hatte, kaufte der Kläger das Buch 

selbst. Der Kläger, der bereit war, das Schulbuch dem beklagten Land zu über-

eignen, verlangte von diesem ohne Erfolg die Erstattung des Kaufpreises in Höhe 

von 14,36 Euro. Das beklagte Land hat gemeint, die Kosten für Lehrmittel und 

damit auch Schulbücher habe die örtliche Gemeinde als Trägerin der Hauptschu-

le zu tragen. Der Kläger solle sich an die Gemeinde wenden oder die Kosten für 

den Erwerb des Schulbuchs im Rahmen der Steuererklärung geltend machen. 

 

4. 

Rechtliche Würdigung: 

 

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat auf 

die Berufung des Klägers das Urteil des Arbeitsgerichts abgeändert und das be-

klagte Land zur Erstattung des Kaufpreises verurteilt. 
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Die Revision des beklagten Landes hatte vor dem Neunten Senat des Bundesar-

beitsgerichts, der an die Zulassung der Revision durch das Berufungsgericht 

gebunden war, keinen Erfolg. Das beklagte Land als Arbeitgeber des Klägers und 

nicht die Gemeinde als Schulträgerin ist verpflichtet, dem Kläger den Kaufpreis 

für das Schulbuch zu erstatten. Mit dem Hinweis, der Kläger könne die Aufwen-

dungen für den Kauf des Buchs als Werbungskosten steuermindernd geltend 

machen, konnte das beklagte Land sich dieser Verpflichtung nicht entziehen. 

Maßgebend ist, dass der Kläger ohne das von den Schülern benutzte Schulbuch 

nicht in der Lage war, ordnungsgemäß Mathematikunterricht zu erteilen. Die 

Kosten für den Erwerb des Buchs waren nicht durch die Vergütung des Klägers 

abgegolten. 

 

 

 

 

XII. 

Entscheidung:  

 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 24. Januar 2013 - 2 AZR 140/12 - 

 

1. 

Thema: 

 

Kündigungsschutz: Leiharbeitnehmer und Größe des Betriebs 

 

2. 

Merksatz: 

 

Nach § 23 Abs. 1 Satz 3 KSchG gilt das Kündigungsschutzgesetz für nach dem 

31. Dezember 2003 eingestellte Arbeitnehmer nur in Betrieben, in denen in der 

Regel mehr als zehn Arbeitnehmer beschäftigt werden. Bei der Berechnung der 

Betriebsgröße sind auch im Betrieb beschäftigte Leiharbeitnehmer zu berück-

sichtigen, wenn ihr Einsatz auf einem „in der Regel“ vorhandenen Personalbe-

darf beruht. Dies gebietet eine an Sinn und Zweck orientierte Auslegung der 

gesetzlichen Bestimmung.  

 

3. 

Sachverhalt: 

 

Der Kläger war seit Juli 2007 bei der Beklagten beschäftigt. Diese beschäftigte 

einschließlich des Klägers zehn eigene Arbeitnehmer. Im November 2009 kün-

digte die Beklagte das Arbeitsverhältnis der Parteien fristgerecht. Mit seiner 

Kündigungsschutzklage hat der Kläger geltend gemacht, bei der Anzahl der im 

Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer seien auch die von der Beklagten eingesetz-
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ten Leiharbeitnehmer zu berücksichtigen.  

 

4. 

Rechtliche Würdigung: 

 

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die Klage abgewiesen, weil das 

Kündigungsschutzgesetz keine Anwendung finde. Die Revision des Klägers hatte 

vor dem Zweiten Senat des Bundesarbeitsgerichts Erfolg. Es ist nicht auszu-

schließen, dass im Betrieb der Beklagten mehr als zehn Arbeitnehmer iSd. § 23 

Abs. 1 Satz 3 KSchG beschäftigt waren. Der Berücksichtigung von Leiharbeit-

nehmern steht nicht schon entgegen, dass sie kein Arbeitsverhältnis zum Be-

triebsinhaber begründet haben. Die Herausnahme der Kleinbetriebe aus dem 

Anwendungsbereich des Kündigungsschutzgesetzes soll der dort häufig engen 

persönlichen Zusammenarbeit, ihrer zumeist geringen Finanzausstattung und 

dem Umstand Rechnung tragen, dass der Verwaltungsaufwand, den ein Kündi-

gungsschutzprozess mit sich bringt, die Inhaber kleinerer Betriebe typischer-

weise stärker belastet. Dies rechtfertigt keine Unterscheidung danach, ob die den 

Betrieb kennzeichnende regelmäßige Personalstärke auf dem Einsatz eigener 

oder dem entliehener Arbeitnehmer beruht.  

 

Der Senat hat die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung an das Lan-

desarbeitsgericht zurückverwiesen. Es steht noch nicht fest, ob die im Kündi-

gungszeitpunkt im Betrieb tätigen Leiharbeitnehmer aufgrund eines regelmäßi-

gen oder eines für den Betrieb „in der Regel“ nicht kennzeichnenden Geschäfts-

anfalls beschäftigt waren. 

 

B. 

Über uns: 

 

Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte ist eine bundesweit tätige Rechtsanwalts-

kanzlei. Unser Schwerpunkt ist das Wirtschaftsrecht. Wir beraten und vertreten 

Unternehmen und Einzelpersonen vor Behörden und Gerichten insbesondere im 

Arbeitsrecht, Pflegerecht, Handels- und Gesellschaftsrecht, M&A-Geschäft sowie 

im Gewerblichen Rechtsschutz. 

  

Wir verstehen uns als Berater von Unternehmen und haben über die grundstän-

dige Rechtsberatung hinaus stets die optimale wirtschaftliche Lösung für unsere 

Mandanten im Blick. Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte arbeitet mit Steuer-, 

Unternehmensberatern und Notaren zusammen. So werden wir den Erfordernis-

sen von komplexen Mandaten gerecht. 

  

Bochum ist unser Standort. Hier besteht eine gute verkehrstechnische Anbin-

dung zu den Mandanten. Außerdem befindet sich Bochum „in der Mitte der Met-
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ropole Ruhr“, dem führenden und aufregendsten Wirtschaftsstandort Deutsch-

lands. 

  

Neben der Rechts- und Unternehmensberatung bieten wir regelmäßig Seminar-

veranstaltungen für Unternehmen und Fachverbände zu ausgewählten Themen 

an. 

 

Rückfragen? Beantworten wir gerne persönlich. 

 

Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte 

Hellweg 2 

44787 Bochum 

 

Telefon +49 (0)234 579 521-0 

Telefax +49 (0)234 579 521-21 

 

E-Mail:  kontakt@ulbrich-kaminski.de 

 

www.ulbrich-kaminski.de 

 

 


